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DATENSCHUTZ UND
WERBUNG

Düsseldorfer Kreis - was ist das?

Seit 1977 treffen sich die obersten Aufsichts-
behörden für den Datenschutz in der
Privatwirtschaft (Aufsichtsbehörden für den
nicht-öffentlichen Bereich) im so genannten
"Düsseldorfer Kreis" – benannt nach dem
ersten Tagungsort. Im jährlichen Wechsel
übernimmt seither eine andere Aufsichts-
behörde den Vorsitz des Düsseldorfer
Kreises.

Zweimal im Jahr beraten die Aufsichts-
behörden über aktuelle datenschutz-
rechtliche Entwicklungen in der Privat-
wirtschaft und formulieren gemeinsame
Standpunkte. Die wichtigsten Ergebnisse
werden in gemeinsamen Arbeitspapieren
oder Beschlüssen veröffentlicht. Diese sind
für die Aufsichtsbehörden jedoch nicht
bindend.

Der Düsseldorfer Kreis hat eine Ad-hoc-
Arbeitsgruppe „Werbung und Adress-
handel“ unter Leitung des Bayerischen
Landesamts für Datenschutzaufsicht einge-
richtet und diese mit der Erarbeitung von
Anwendungshinweisen zu den BDSG-
Regelungen für den werblichen Umgang mit
personenbezogenen Daten beauftragt. In
zwei Sitzungen und nachfolgendem
schriftlichen Verfahren wurden im Dezember
2013 Anwendungshinweise formuliert, die in
diesem Dokument abgedruckt und als
beschlossen anzusehen sind.

Quelle:
http://www.lda.bayern.de/lda/datenschutzaufsicht/lda
_daten/Anwendungshinweise_Werbung.pdf ↘
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ANWENDUNGSHINWEISE ZUR ERHEBUNG,
VERARBEITUNG UND NUTZUNG VON PERSONEN-
BEZOGENEN DATEN FÜR WERBLICHE ZWECKE
[Fortsetzung des 3. Teils vom Mai 2014]

4 Hinweise zu § 28 Abs. 3a BDSG
4.1 Anderer Form der Einwilligung für
Werbung

§ 28 Abs. 3a BDSG bezieht sich wegen der
Zuordnung zu § 28 Abs. 3 BDSG nur auf
Einwilligungen für einen werblichen
Umgang mit personenbezogenen Daten
und betrifft im ersten Teil von Satz 1
mündlich und fernmündlich erklärte
Einwilligungen.

Visitenkarten, die auf Messen oder
sonstigen Veranstaltungen ausdrücklich
zur Informationszusendung und weiteren
geschäftlichen Kontaktaufnahme
hinterlassen werden, können eine solche
anderweitig erteilte Einwilligung
darstellen.

4.2 Schriftl. Bestätigung der Einwilligung

Die Textform gemäß § 126b BGB (E-Mail,
PDF-Dokument) kann als ausreichend im
Sinne des Schutzzwecks von § 28 Abs. 3a
Satz 1 BDSG für die schriftliche
Bestätigung einer anderweitig erteilten
Einwilligung angesehen werden. Die
Schriftform mit eigenhändiger
Unterschrift nach § 126 BGB ist nach dem
Bestätigungs- bzw. Informationszweck der
Vorschrift nicht geboten.

4.3 Zeitpunkt der schriftlichen
Bestätigung der Einwilligung

Eine unverzügliche oder separate
Bestätigung der nicht schriftlich erteilten
Einwilligung fordert das Gesetz nicht. Die

Bestätigung muss im unmittelbaren
zeitlichen Zusammenhang zur Einwilligung
erfolgen, wobei ein Zeitraum von bis zu
drei Monaten noch als vertretbar
angesehen wird. Dabei ist auch die
schriftliche Bestätigung der Einwilligung in
Verbindung mit der ersten
Werbezusendung möglich, wenn beide
Bestandteile (Bestätigung der Einwilligung
und Werbetext) klar getrennt sind und die
Bestätigung der Einwilligung
entsprechend deutlich herausgestellt
wird.

4.4 Double-Opt-In-Verfahren für
elektronische Einwilligungen

Für das elektronische Erklären einer
Einwilligung ist - zur Verifizierung der
Willenserklärung des Betroffenen - das
Double-Opt-In-Verfahren geboten (je
nach konkreter Art des Kontaktes: E-Mail
oder SMS), wobei die Nachweis-
Anforderungen des BGH (Urteil vom 10.
Februar 2011, I ZR 164/09) bei der
Protokollierung zu berücksichtigen sind.
Das bloße Abspeichern der IP-Adressen
von Anschlussinhabern und die
Behauptung, dass von diesen eine
Einwilligung vorliege, genügt dem BGH
nicht. Der Nachweis der Einwilligung
erfordert mehr, z. B. den Ausdruck einer
E-Mail des Betroffenen mit der
entsprechenden Willenserklärung.

[Fortsetzung des 4. Teils der Serie, auf der
nächsten Seite.]
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§ 28 Abs. 3a BDSG: Datenerhebung und -
speicherung für eigene Geschäftszwecke

Wird die Einwilligung  (‘Ew.’) nach § 4a Abs.
1 Satz 3 in anderer Form als der Schriftform
erteilt, hat die verantwortl. Stelle dem
Betroffenen den Inhalt der Ew. schriftl.zu
bestätigen, es sei denn, dass die Ew.
elektronisch erklärt wird und die
verantwortl. Stelle sicherstellt, dass die Ew.
protokolliert wird und der Betroffene deren
Inhalt jederzeit abrufen und die Ew. jederzeit
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen
kann. Soll die Ew. zusammen mit anderen
Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist sie
in drucktechnisch deutlicher Gestaltung
besonders hervorzuheben.

§ 126  BGB: Schriftform

(1) Ist durch Gesetz schriftl. Form
vorgeschrieben, so muss die Urkunde von
dem Aussteller eigenhändig durch Namens-
unterschrift oder mittels notariell
beglaubigten Handzeichens unterzeichnet
werden.

(3) Die schriftl. Form kann durch die
elektronische Form ersetzt werden, wenn
sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt.

§ 126b  BGB: Textform

Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so
muss die Erklärung in einer Urkunde oder auf
andere zur dauerhaften Wiedergabe in
Schriftzeichen geeignete Weise abgegeben,
die Person des Erklärenden genannt und der
Abschluss der Erklärung durch Nachbildung
der Namensunterschrift oder anders
erkennbar gemacht werden.

§ 6b BDSG: Beobachtung öffentlich
zugänglicher Räume mit optisch-
elektronischen Einrichtungen

(1) Die Beobachtung öffentl. zugänglicher
Räume mit optisch-elektr. Einrichtungen
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit
sie 1. zur Aufgabenerfüllung öffentl. Stellen,
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 3.
zur Wahrnehmung berechtigter Interessen
für konkret festgelegte Zwecke erforderlich
ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass
schutzwürdige Interessen der Betroffenen
überwiegen.

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach
Abs. 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie
zum Erreichen des verfolgten Zwecks
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte
bestehen, dass schutzwürdige Interessen der
Betroffenen überwiegen. Für einen anderen
Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder
genutzt werden, soweit dies zur Abwehr von
Gefahren für die staatl. und öffentl.
Sicherheit sowie zur Verfolgung von
Straftaten erforderlich ist.

Ein solcher Nachweis reicht jedoch nicht
im Fall der vorgesehenen Nutzung von
über Website-Eintragungen erlangten
Telefonnummern für Werbeanrufe aus.
Mit der Übersendung einer Bestätigungs-
E-Mail kann nämlich der Nachweis der
Identität zwischen dem die Einwilligung
mittels E-Mail Erklärenden und dem
Anschlussinhaber der Telefonnummer
nicht geführt werden.

4.5 § 28 Abs. 3a Satz 2 BDSG,
zusammengefasste Einwilligungen

Wegen der strengen Anforderungen von §
7 Abs. 2 UWG (vorherige ausdrückliche
Einwilligung für Telefon-, Fax- und
elektronische Werbung), die werbende
Unternehmen bei ihren Werbe-
ansprachen von Verbrauchern berück-
sichtigen müssen, schafft § 28 Abs. 3a Satz
2 BDSG faktisch nur für die Verwendung
von Adressdaten zur Briefwerbung an
Verbraucher die Möglichkeit des
Zusammenfassens von datenschutz-
rechtlicher Einwilligung (mit besonderer
Hervorhebung) und anderen Vertrags-
erklärungen mit einer Unterschrift.

[Fortsetzung folgt!]

Einsatz von Dashcams verstößt
gegen Datenschutz
Pressemitteilung vom 20. März 2014:

Sogenannte „Dashcams“ sind der neueste
Trend auf dem Markt der Video-
überwachung. Diese Kameras werden wie
Navigationsgeräte an der Windschutz-
scheibe oder auf dem Armaturenbrett
eines Fahrzeugs befestigt und filmen das
Verkehrsgeschehen, um - so auch die
Werbeaussagen der Hersteller und
Händler – insbesondere bei Unfällen das
Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer zu
dokumentieren.

In Deutschland ist der Einsatz solcher
Kameras in der Regel datenschutzrechtlich
unzulässig. Darauf haben die
Aufsichtsbehörden des Bundes und der
Länder für den Datenschutz im
nichtöffentlichen Bereich (Düsseldorfer
Kreis) nun in einem Beschluss
aufmerksam gemacht.

Der Betrieb von Dashcams ist - wie eine
herkömmliche Videoüberwachung - an §
6b Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 des
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) zu
messen. Danach ist eine Beobachtung und
Aufzeichnung mittels Videokameras nur
zulässig, soweit dies zur Wahrnehmung
berechtigter Interessen für konkret
festgelegte Zwecke erforderlich ist und
keine Anhaltspunkte bestehen, dass
schutzwürdige Interessen der Betroffenen
überwiegen. Diese Voraussetzungen sind
nach Ansicht der Datenschutz-
aufsichtsbehörden in aller Regel nicht
erfüllt, da die schutzwürdigen Interessen
der anderen Verkehrsteilnehmer
überwiegen. Das informationelle
Selbstbestimmungsrecht umfasst auch
das Recht des Einzelnen, sich in der
Öffentlichkeit frei zu bewegen, ohne
befürchten zu müssen, ungewollt und
anlasslos zum Objekt einer Video-
überwachung gemacht zu werden.

Der Landesbeauftragte für den
Datenschutz, Jörg Klingbeil, fordert die
Verkehrsteilnehmer daher auf, auf den
Einsatz von Dashcams zu verzichten: „Das
unbemerkte Filmen von Autofahrern und
Fußgängern auf öffentlichen Straßen ist
ein erheblicher Eingriff in das
informationelle Selbstbestimmungsrecht
und grundsätzlich nicht mit dem
deutschen Datenschutzrecht zu verein-
baren. Die Verfolgung und Ahndung von
Verkehrsverstößen obliegt einzig und
allein der Polizei.

Besonders heikel wird es, wenn Dashcam-
Aufnahmen z.B. im Internet veröffentlicht
werden, ohne dass die gefilmten
Personen ihr Einverständnis gegeben
haben.“

Der Landesdatenschutzbeauf-tragte wies
darauf hin, dass die Videoüberwachung
per Dashcam in Österreich sogar mit einer
Strafe von bis zu 10.000 Euro geahndet
werde. Auch in der Schweiz werde der
Einsatz als datenschutzrechtlich
unzulässig gewertet.

Die Pressemitteilung ist im Internet
abrufbar unter www.baden-
wuerttemberg.datenschutz.de.

http://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de
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